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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

In der Wintersession 2023 lehnte der Ständerat die Motion Binder-Keller (mitte, AG) ab,
die zum Ziel hatte, Nazisymbolik im öffentlichen Raum ausnahmslos zu verbieten. Er
folgte damit, anders als der Nationalrat, der Empfehlung des Bundesrates und nahm
stattdessen eine Kommissionsmotion der RK-SR an, die den Wirkungsbereich des
Verbotes auf weitere extremistische, gewaltverherrlichende und
rassendiskriminierende Symbole ausweiten und es der Regierung überlassen will, ob
das Verbot in einem Spezialgesetz oder im Strafgesetzbuch umzusetzen sei. Die
Motionärin plädierte vergeblich dafür, beide Motionen anzunehmen und so dem Verbot
von nationalsozialistischer Symbolik konkret Schub zu verleihen sowie den
vorangegangenen Bericht des Bundesrates gebührend zu berücksichtigen. Die enge
Umsetzungsvorgabe der Motion sei zudem bewusst gewählt, um die nach Artikel 1 StGB
erforderliche klare Definition zu gewährleisten. Eine Mehrheit war jedoch davon
überzeugt, dass der Antrag der Kommission die genannte Forderung genügend mit
einschliesse und hiess die Kommissionsmotion mit 23 zu 16 Stimmen bei 3
Enthaltungen gut. Die Gegenstimmen stammten von Mitte-Links, welche die Motion
Binder-Keller überweisen wollten. 1

MOTION
DATUM: 20.12.2023
LUKAS LÜTOLF

Öffentliche Ordnung

Entgegen dem Antrag des Bundesrates nahm der Nationalrat in der Sondersession vom
Mai 2023 eine Motion Binder-Keller (mitte, AG) mit dem Ziel an, Nazisymbolik im
öffentlichen Raum ausnahmslos zu verbieten. Seine Ablehnung begründete der
Bundesrat unter anderem damit, dass das geltende Recht die öffentliche Verwendung
von nationalsozialistischen und anderen rassistischen Symbolen zu Propagandazwecken
bereits verbiete. Ohne Propagandaabsicht würden die Menschenwürde und der
öffentliche Frieden indes nur «mittelbar» beeinträchtigt. Die Meinungsfreiheit gelte
zwar nicht absolut, aber gemäss Rechtsprechung des Bundesgerichts sei
«hinzunehmen, dass auch stossende Ansichten vertreten werden, selbst wenn sie für
die Mehrheit unhaltbar sind», so die Regierung in ihrer Stellungnahme vom Februar
2022.
Wie die Motionärin ein gutes Jahr darauf im Ratsplenum schilderte, habe diese
«seltsame Antwort» des Bundesrates einigen «Aufruhr» verursacht, sodass sich dieser
veranlasst gesehen habe, einen Bericht zum Thema in Auftrag zu geben. Dieser sei dann
zum Schluss gekommen, dass ein Verbot von Nazisymbolik machbar sei, weshalb sie den
Rat ersuche, «ein solches Verbot auf den Weg zu schicken», so Binder-Keller.
Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider bestätigte diese Folgerung und merkte an,
dass die Diskussion um ein einschlägiges Verbot bei Weitem noch nicht abgeschlossen
sei. Deren Fortführung werde schon durch die zwei hängigen parlamentarischen
Initiativen der RK-NR (Pa.Iv. 23.400) und Barrile (sp, ZH; Pa.Iv. 21.524) garantiert,
weshalb die vorliegende Motion abgelehnt werden könne. Die Mehrheit in der grossen
Kammer sah dies jedoch anders und hiess den Vorstoss mit 141 zu 42 Stimmen bei 4
Enthaltungen gut. Die Gegenstimmen stammten aus den Fraktionen der SVP und der
FDP. 2

MOTION
DATUM: 04.05.2023
KARIN FRICK

In der Wintersession 2023 hiess der Ständerat mit 23 zu 16 Stimmen bei 3 Enthaltungen
eine Motion der RK-SR für ein Verbot der öffentlichen Verwendung von
rassendiskriminierenden, gewaltverherrlichenden oder extremistischen, wie
beispielsweise nationalsozialistischen, Symbolen gut. Diese wurde von der
Rechtskommission als Reaktion auf die Motion Binder-Keller (mitte, AG) lanciert, die
zum Ziel hatte, Nazisymbolik im öffentlichen Raum ausnahmslos zu verbieten. Im
Unterschied zur Motion Binder wollte die Kommissionsmotion den Wirkungsbereich des
Verbotes auf weitere extremistische, gewaltverherrlichende und
rassendiskriminierende Symbole ausweiten und es der Regierung überlassen, ob das
Verbot in einem Spezialgesetz oder im Strafgesetzbuch umzusetzen sei. Die Mehrheit
der Ständekammer gab diesem breiter gefassten Ansatz den Vorzug, während die Mitte-
Links-Minderheit lieber die Motion Binder-Keller überweisen wollte und die

MOTION
DATUM: 20.12.2023
LUKAS LÜTOLF
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Kommissionsmotion daher ablehnte. 3

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Ende 2021 reichten sechs Nationalrätinnen verschiedenster Parteien sechs identische
parlamentarische Initiativen ein, die forderten, dass Aufrufe zu Hass und Gewalt
aufgrund des Geschlechts der Antirassismus-Strafnorm (Art. 261bis StGB) unterstellt
werden. Die Initiantinnen – Min Li Marti (sp, ZH; Pa.Iv. 21.513), Marianne Binder-Keller
(mitte, AG; Pa.Iv. 21.514), Jacqueline De Quattro (fdp, VD; Pa.Iv. 21.515), Sibel Arslan
(basta, BS; Pa.Iv. 21.516), Lilian Studer (evp, AG; Pa.Iv. 21.522) und Kathrin Bertschy (glp,
BE; Pa.Iv. 21.527) begründeten ihr Anliegen mit der weiten Verbreitung von Gewalt und
Hass an Frauen, der mit einem klaren Signal – wie demjenigen der Unterstellung unter
die Antirassismus-Strafnorm – Einhalt geboten werden könnte. Ob neben der sexuellen
Orientierung auch Diskriminierungen und Hass aufgrund der Geschlechtsidentität in die
Antirassismus-Strafnorm aufgenommen werden sollten, war auch bereits während der
Beratungen zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Reynard (sp, VS; Pa.Iv.
13.407) diskutiert worden, die im Februar 2020 an der Urne bestätigt worden war. Die
erstberatende RK-NR, die sich Ende Juni 2022 über die sechs neuen
parlamentarischen Initiativen beugte, gab diesen mit 16 zu 6 Stimmen Folge. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.06.2022
MARLÈNE GERBER

1) AB SR, 2023, S. 1245 ff.; Bericht RK-SR vom 12.10.23; NZZ, 18.12.23
2) AB NR, 2023, S. 906 f.; Mo. 21.4354; AZ, 5.5.23
3) AB SR, 2023, S. 1245 ff.; Medienmitteilung RK-S vom 13.10.23; NZZ, 18.12.23
4) Medienmitteilung RK-NR vom 24.6.22
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